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Betreff 

Bezüge in kommunalen Unternehmen 

 
*  Zuständigkeiten   1 = Beschluss   2 = Empf. An Rat   3 = Empf. an HA   4 = Empf. an BV 
   5 = Anreg. an Rat   6 = Anreg. an HA   7 = Anreg. an FachA   8 = Anreg. an OB 
     

Gremium Sitzung Ergebnis Z. * 

Rat 24.11.2011  1 
    

Inhalt des Antrages 

Kommunale Unternehmen und Einrichtungen sind dem Ge meinwohl 
verpflichtet. Dem muss durch eine maßvolle Vergütun g von Vorständen, 
Geschäftsführern und vergleichbaren Leitungspositio nen Rechnung 
getragen werden. Die Vergütung hier soll eine Summe  von 250.000 Euro 
p.a. in Gestalt des steuerpflichtigen Einkommens un ter Einbeziehung 
geldwerter Leistungen, leistungsabhängiger und vers orgungsbezogener 
Komponenten nicht übersteigen. Der Rat wird Vertrag sverlängerungen 
bzw. neuen Verträgen, die über dieses Volumen hinau sgehen nicht 
zustimmen. Die VertreterInnen der Stadt in kommunal en Unternehmen und 
Einrichtungen, auch in solchen, an denen die Stadt beteiligt ist,  
sind an diese Maßgabe gem. § 113 I S. 2 GO NRW gebu nden. Wo ergänzend 
erforderlich legt die Verwaltung dem Rat entspreche nde 
Weisungsbeschlüsse vor.  
 
VertreterInnen der Stadt Bonn, die entgegen dieses Beschlusses 
handeln, werden vom Rat abberufen. Die Verwaltung l egt dann 
entsprechende Beschlussvorlagen vor. Sie hat beim F ühren von 
Vertragsverhandlungen bzw. der Begleitung von Verha ndlungen in 
kommunalen Unternehmen über die Beteiligungsverwalt ung dafür Sorge zu 
tragen, dass diese Festlegung bereits in den Verhan dlungen 
Berücksichtigung findet. 
 

Begründung 



Kommunale Unternehmen und Einrichtungen müssen sich  durch 
Gemeinwohlorientierung auszeichnen. Übermäßige Verg ütungen für die 
Leitungsebene verbieten sich vor dem Hintergrund. E ine Vergütung 
oberhalb des dargestellten Rahmens wird dem Anspruc h auch nach 
Leistungsgesichtspunkten nicht gerecht. Im Hinblick  auf die 
Verantwortung etwa von Oberbürgermeister, Ministerp räsidentin oder 
Bundeskanzlerin, die zum Teil geringere Bezüge erha lten, erscheint die 
Festlegung einer Obergrenze im hier beantragten Rah men angemessen und 
auch wirtschaftlich geboten. Die Festlegung gilt in soweit auch für 
Unternehmen und Einrichtungen, an denen die Stadt B onn beteiligt ist. 
Maßgeblich ist städtischer Einfluss unabhängig von der jeweiligen 
Rechtsform. Die Höchstgrenze ist personenbezogen, g ilt also zukünftig 
auch für den Fall, dass eine Person in mehreren Unt ernehmen oder 
Einrichtungen Verantwortung übernimmt. 
 
 


